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[S. 216] Der Regierungsrat, 
in Ausführung von § 166 des Landwirtschaftsgesetzes*) vom 24. September 1911, 
verordnet: 

A. Landwirtschaftliches Bildungs- und Versuchswesen. 
§ 1. Die Unterrichtsprogramme aller landwirtschaftlichen Schulen sind nach 
einheitlichen Grundsätzen zu gestalten und durchzuführen; sie unterliegen der 
Genehmigung der Landwirtschaftskommission. 
 
*) Weiterhin als L. G. zitiert. 

// [S. 217] 
§ 2. An die landwirtschaftlichen Fortbildungsschulen (§ 29 L. G.) können Staatsbeiträge 
bis zu 50 % der durch Belege ausgewiesenen Ausgaben für Lehrkräfte und Lehrmittel 
ausgerichtet werden. 
Die Beitragsgesuche mit Belegen sind der Volkswirtschaftsdirektion einzureichen. 
Die Volkswirtschaftsdirektion bezeichnet für die Fortbildungsschulen die erforderlichen 
Aufsichtsorgane. 
§ 3. Gesuche um Bewilligung von Freiplätzen und Stipendien für Schüler (§§ 12 und 27 
L. G.) sind bei der Anmeldung oder nach Beginn eines Kurses schriftlich auf 
besonderem Formular einzureichen und zwar für Schüler der landwirtschaftlichen 
Schule Strickhof der Direktion, für Schüler der Winterschulen dem Hauptlehrer. Die 
Gesuche sollen über die Familien-, Vermögens- und Erwerbsverhältnisse des 
Gesuchstellers Auskunft geben. 
Die Direktion der landwirtschaftlichen Schule Strickhof und die Hauptlehrer der 
Winterschulen begutachten die Gesuche zuhanden der Volkswirtschaftsdirektion. 
Es können Stipendien bis auf den Betrag von Fr. 100 für einen Unterrichtskurs 
verabreicht werden. 
§ 4. Stipendiumsgesuche im Sinne der §§ 30, 32 und 33 L. G. sind unter Beilage von 
Zeugnissen und Vermögensausweisen an die Volkswirtschaftsdirektion zu richten. 
Gesuche um eidgenössische Stipendien übermittelt die Volkswirtschaftsdirektion dem 
schweizerischen Volkswirtschaftsdepartement. 
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§ 5. Die von den Stipendiaten verfaßten Berichte (§ 34 L. G.) werden Eigentum der 
Volkswirtschaftsdirektion. Diese kann dem Verfasser die Bewilligung zum Druck oder 
zu anderweitiger Verwertung der Arbeit erteilen. 
§ 6. Gesuche um Kurse, Wandervorträge und Inspektionen sind an die 
Volkswirtschaftsdirektion oder an die von ihr bezeichnete Stelle zu richten. 
§ 7. Kursleiter werden von der Volkswirtschaftsdirektion mit Fr. 12–20 für den Kurstag 
nebst Vergütung der Reise- // [S. 218] Spesen und der Ausgaben für Lehrmittel, 
Referenten mit Fr. 15 nebst Fahrauslagen III. Kl. entschädigt. 
§ 8. Gesuche um Beiträge an hervorragende Leistungen auf dem Gebiete des 
landwirtschaftlichen Produktions- und Versuchswesens sind unter Beilage von 
Kostenvoranschlägen, eventuell Belegen, der Volkswirtschaftsdirektion einzureichen. 

B. Förderung der Tierzucht. 

I. Korporationen für das Halten von Zuchtstieren. 
§ 9. Die Statuten der Korporation setzen im besonderen die Rechte und Pflichten der 
Zuchtstierhalter fest; sie sind der Volkswirtschaftsdirektion einzureichen. 
§ 10. Der Vorstand der Korporation besteht aus mindestens drei Mitgliedern: Präsident, 
Aktuar und Quästor. Der Quästor hat eine angemessene, von der Korporation zu 
bestimmende Bürgschaft zu leisten, die im Gemeindearchiv aufzubewahren ist; der 
Korporation ist alljährlich Rechnung zu stellen. 
§ 11. Die Kosten aus der Zuchtstierhaltung werden nach dem Verhältnis der 
vorhandenen Kühe und mindestens 1 ½jährigen Rinder (Handelsvieh inbegriffen) von 
den Viehbesitzern getragen. Es kann ein Sprunggeld festgesetzt werden. 
§ 12. Gesuche um Beiträge an Korporationen (§ 49 L. G.) sind mit Ausweisen über 
Leistungen und über die finanzielle Lage an die Volkswirtschaftsdirektion zu richten. 

II. Viehzuchtgenossenschaften. 
§ 13. Für den Vollzug der §§ 53 bis 56 L. G. sind die eidgenössischen Vorschriften 
maßgebend. 
§ 14. Die nach § 54 L. G. verabfolgten Beiträge und Prämien fallen in die 
Genossenschaftskasse und dürfen nicht unter die einzelnen Mitglieder verteilt werden. 

III. Viehschauen und Viehprämierungen. 
§ 15. Die bezirks- oder kreisweisen Viehschauen finden in der Regel alljährlich in den 
Monaten September und Oktober statt. // [S. 219] 
Schaukreise und Schauorte, sowie die zu den Schauen zuzulassenden Tiere werden 
von der Direktion der Volkswirtschaft auf Vorschlag der Schaukommission unter 
Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse bestimmt. 
Die Direktion der Volkswirtschaft gibt das Nähere über die Abhaltung der Schauen 
mindestens drei Wochen vorher durch das Amtsblatt bekannt. 
Die Statthalterämter machen diese Schauen in ihren Bezirksblättern bekannt. 
§ 16. Zuchtstiere, Kühe und Rinder müssen, um prämierungswürdig zu sein: 
a) einer der beiden Hauptrassen (Braun- oder Fleckvieh) angehören; 
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b) die Merkzeichen der Gesundheit an sich tragen, durch schöne Formen, Wuchs und 
anerkannte Leistungsmerkmale sich auszeichnen. 

§ 17. Die Kennzeichnung der prämierten, prämierungswürdigen und der mit 
Ehrenmeldung ausgezeichneten Tiere geschieht durch Anbringen eines durch die 
Volkswirtschaftsdirektion zu bestimmenden Brandzeichens auf dem linken Horn. 
§ 18. Die an der kantonalen Ausstellung aufzuführenden Tiere sind nach dem Punktier 
verfahren zu beurteilen und ihrer Punktzahl nach einzureihen; das Ergebnis ist 
öffentlich bekannt zu geben. Für die geschaufelten Zuchtstiere ist zudem das 
Meßverfahren anzuwenden. 
§ 19. Die Organisation der lokalen Ausstellungen im Sinne von § 67 L. G. ist Sache der 
beteiligten Kreise. 
Prämiert werden Stiere und Rinder im Alter von über 6 Monaten, einzeln oder in 
Zuchtkollektionen. 
Bei der Beurteilung hat mindestens ein kantonaler Experte mitzuwirken, der vom Staat 
entschädigt wird. Im übrigen sind die Preisrichter vom örtlichen Organisationskomitee 
zu bestimmen. 
Mit diesen Ausstellungen kann die Anerkennung von Zuchtstieren verbunden werden 
(§ 42, Absatz 2 L. G.). // [S. 220] 
§ 20. Die kantonalen Prämien werden an den kantonalen Bezirks- und Kreisschauen 
nach Klassen ausgerichtet. 
§ 21. Das Preisgericht sorgt für genaue Ausführung der Verfügungen der 
Volkswirtschaftsdirektion. 
Die Preisrichter und ihre Ersatzmänner erhalten ein Taggeld von Fr. 20 und Vergütung 
der Fahrauslagen III. Klasse. 
Die Mitwirkung eines Preisrichters oder Ersatzmannes im eigenen Bezirk oder Kreis ist 
unstatthaft. 
§ 22. Die Beschlüsse des Preisgerichtes sind endgültig. 

IV. Förderung der Pferdezucht. 
§ 23. Die Prämierung von Hengsten, Zuchtstuten und Fohlen findet nur an kantonalen 
Viehausstellungen statt. Die Volkswirtschaftsdirektion erläßt die nötigen 
Bekanntmachungen im Sinne des Art. 41 der eidgenössischen Vollziehungsverordnung 
zum Bundesgesetz betreffend die Förderung der Landwirtschaft und bestimmt die 
Prämien nach Maßgabe des verfügbaren Kredites. Ebenso bestimmt die 
Volkswirtschaftsdirektion die Beiträge an den Betrieb von Fohlenweiden und an 
Pferdezuchtgenossenschaften. 

V. Förderung der Kleinviehzucht. 
§ 24. Die Prämierung und Anerkennung der Zuchttiere erfolgt durch eine von der 
Kommission für die Landwirtschaft gewählte Expertenkommission; deren Mitglieder 
werden gemäß den Bestimmungen des § 21, Abs. 2, entschädigt. 
§ 25. Zu den Schauen, für Schweine im Herbst, für Ziegen und Schafe im Frühjahr, 
sind sämtliche zur Zucht bestimmten männlichen Tiere zum Zwecke der Anerkennung 
vorzuführen. 
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Zwischenschauen zum Zwecke der Anerkennung zur Zucht finden für Eber im Frühjahr, 
für Ziegen- und Schafböcke im Herbst statt. 
Muttertiere werden nur an den kantonalen Viehausstellungen prämiert. // [S. 221] 
§ 26. Zur Zucht dürfen nur solche männliche Tiere verwendet werden, welche durch die 
Expertenkommission anerkannt worden sind. 
§ 27. Zur Prämierung werden Eber, Ziegenböcke und Widder der Schweizer-Rassen im 
Alter von über sechs Monaten zugelassen. 
Der Landwirtschaftskommission bleibt es vorbehalten, auch Tiere anderer Rassen zur 
Prämierung zuzulassen. 
§ 28. Die Beurteilung der Eber, Ziegenböcke und Widder findet nach dem 
Punktierverfahren statt. 
§ 29. Die Prämien (Bundes- und kantonale Prämien zusammen) betragen für Eber 
Fr. 40 bis Fr. 120, für Ziegenböcke und Widder Fr. 20 bis Fr. 50. 
§ 30. Die kantonalen Prämien werden am Schautage ausbezahlt, die Bundesprämien 
nach Ablauf einer Haltefrist von neun Monaten, vom Tage der Prämierung an 
gerechnet. 
§ 31. Die prämierten Eber, Ziegenböcke und Widder werden mit fortlaufenden 
Nummern gekennzeichnet. 
Die bloß anerkannten männlichen Tiere werden am linken Ohr mit K Z bezeichnet. 
§ 32. Die prämierten Tiere sind zur öffentlichen Zucht zur Verfügung zu stellen; einem 
Eber dürfen nicht mehr als 40 Mutterschweine, einem Ziegenbock oder Widder nicht 
mehr als 80 Ziegen oder Schafe zugeteilt werden. 
Der Besitzer hat ein Sprungbuch zu führen, das auf Verlangen der 
Volkswirtschaftsdirektion zur Kontrolle eingereicht werden muß. 
§ 33. Bei der Prämierung der Schweine-, Ziegen- und Schafzuchtgenossenschaften 
kommt in Betracht: 
a) Die Haltung belegscheinberechtigter männlicher Tiere; 
b) die Zahl und Qualität der weiblichen Tiere; 
c) nachgewiesene züchterische Leistungen. 
§ 34. Schweinezuchtgenossenschaften sollen mindestens zehn erstklassige weibliche 
Zuchttiere besitzen. Zur // [S. 222] Ergänzung des Bestandes können junge 
Mutterschweine als Zuchtbuchtiere aufgenommen werden. 
§ 35. Die Ziegen- und Schafzuchtgenossenschaften sollen wenigstens 20 erstklassige 
weibliche Zuchtbuchtiere besitzen. 
§ 36. Die Zuchtbuchtiere dürfen nur durch belegscheinberechtigte männliche Zuchttiere 
belegt werden. Die zur Zucht bestimmten Tiere sollen nach den Anordnungen der 
Volkswirtschaftsdirektion gekennzeichnet und mit Abstammungsnachweisen versehen 
werden. 
§ 37. Für die Durchführung des § 73, Absatz 2, L. G. findet § 47 L. G. sinngemäße 
Anwendung. 
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C. Durchführung von Unternehmungen zur Verbesserung der Flureinteilung. 
§ 38. Für die Ausarbeitung des Vorprojektes zu einer verbesserten Flureinteilung, 
sowie für die spätem Arbeiten zu ihrer Durchführung, haben die Antragsteller, 
Gemeindebehörden und Grundbuchämter (Notariate) die erforderlichen Auskünfte 
unentgeltlich zu erteilen, wie auch vorhandene Pläne und andere Akten zur Benützung 
vorübergehend zur Verfügung zu stellen. 
Wenn für die Ausarbeitung des Vorprojektes die Beiziehung weiterer 
Auskunftspersonen nötig ist, so haben die Antragsteller allfällige Kosten zu 
übernehmen. Sofern die verbesserte Flureinteilung zur Durchführung kommt, dürfen 
die entstandenen Ausgaben verrechnet werden. 
§ 39. Die Vornahme von Vermessungen und Absteckungen für das Vorprojekt, wie 
auch für spätere Arbeiten, darf von den Grundbesitzern nicht gehindert werden. Für 
Schädigungen sind die Antragsteller haftbar. 
§ 40. Die Akten des Vorprojektes werden während vierzehn Tagen öffentlich aufgelegt. 
Erstreckt sich das Projekt über mehrere Gemeinden, so erfolgt die Auflegung in 
derjenigen Gemeinde, in welcher der größere Teil des Unternehmens liegt. 
§ 41. Wird ein Antrag auf Weglassung eines Grundstückes aus dem Unternehmen 
gestellt, so bleibt dessen Eigentümer bis // [S. 223] zur Erledigung seines Antrages 
stimmberechtigt. Sofern dem Antrag später Folge geleistet wird, so ist das 
Abstimmungsergebnis entsprechend zu berichtigen. Die Weiterführung des 
Unternehmens wird durch einen solchen Antrag nur dann aufgehalten, wenn die 
Stimmabgabe für das fragliche Grundstück von entscheidendem Einfluß auf das 
Abstimmungsergebnis ist, oder wenn ohne Beizug dieses Grundstückes das 
Unternehmen nicht zweckmäßig durchführbar erscheint. 
§ 42. Wenn mit einer Verbesserung der Flureinteilung andere Bodenverbesserungen, 
wie z. B. Ent- und Bewässerungen etc., zur Durchführung gelangen sollen, gelten die 
Bestimmungen der §§ 75 bis 100 L. G. 
Die hiefür angesetzte Grandeigentümerversammlung hat sich nur mit diesen 
Bodenverbesserungen zu befassen; eine Beschlußfassung über die Flureinteilung als 
solche ist in diesem Zeitpunkt nicht mehr zulässig. 
Die gemeinsame Kommission führt auch diese weiteren Bodenverbesserungen durch. 
Ist die Flurabteilung, auf welche sich diese Bodenverbesserung bezieht, im Vorstand 
nicht vertreten, so muß eine Ergänzungswähl getroffen werden. 
§ 43. Rekurse gegen Versammlungsbeschlüsse und Kommissionsentscheide sind 
innert zehn Tagen der Kommission zur Weiterleitung an die zur Entscheidung 
kompetente Behörde (Bezirksrat oder Schiedsgericht) einzureichen. 
Beanstandungen der Vermessungsresultate werden vom Kantonsgeometer erledigt 
(§ 111 L. G.). Gegen seinen Entscheid ist innert zehn Tagen der Rekurs an die 
Volkswirtschaftsdirektion zulässig. Diese entscheidet endgültig. 
§ 44. Die Amtsdauer der zwei von der Landwirtschaftskommission gewählten Mitglieder 
des Schiedsgerichts fällt zusammen mit derjenigen der kantonalen Beamten und 
Angestellten. 
Die Schiedsrichter beziehen ein vom Regierungsrat zu bestimmendes Taggeld, sowie 
Vergütung der Fahrauslagen. Obmann und Protokollführer verrechnen nur ihre 
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Barauslagen gemäß §§ 21 und 22 der Verordnung betreffend die Amts- // [S. 224] 
Stellung und Besoldung der Beamten und Angestellten der Verwaltung und der 
Gerichte vom 27. April 1909. 
Zur Deckung der Kosten kann von den Parteien Kaution verlangt werden. 
Der Obmann des Schiedsgerichtes vermittelt den Einzug der Gebühren und die 
Auszahlung der Entschädigungen an die Schiedsrichter. 
§ 45. Zur Feststellung der Rechtsverhältnisse an den Grundstücken, welche zu einer 
von den Grundeigentümern beschlossenen verbesserten Flureinteilung einbezogen 
worden sind, hat das zuständige Grundbuchamt die Grundstücksverzeichnisse durch 
Vergleichung mit den Eintragungen im Grundbuch zu prüfen und die hinsichtlich der 
Eigentums- und Dienstbarkeitsverhältnisse erforderlichen Berichtigungen oder 
Ergänzungen anzubringen. 
§ 46. Dem Grundbuchamt ist sodann eine Abschrift des bereinigten Verzeichnisses der 
Grundstücke zum Zwecke der Vornahme des in § 140, Absatz 1 L. G. vorgesehenen 
Eintrages im Grundbuche mitzuteilen. Es hat die Ausführungskommission von jeder 
nach der Herstellung des Verzeichnisses bis zum Abschlüsse des Unternehmens 
vorkommenden Änderung in den Eigentums- und Dienstbarkeitsverhältnissen, die sich 
auf Grundstücke im Gebiet der verbesserten Flureinteilung bezieht, in Kenntnis zu 
setzen. 
§ 47. Der Grundbuchverwalter hat die durch die verbesserte Flureinteilung sich 
ergebenden Änderungen in den Rechtsverhältnissen in das Grundbuch einzutragen. 
Von Eigentumsänderungen, welche im Nachweis (§ 120 L. G.) noch nicht 
berücksichtigt werden konnten, hat der Grundbuchverwalter der Kommission Mitteilung 
zu machen; diese wird sodann eine entsprechende Änderung in der Absteckung der 
neuen Grundstücke, sowie in den Darstellungen im Zuteilungswerk veranlassen. Von 
solchen Eigentumsänderungen ist nachträglich im Nachweis Vormerk zu nehmen. 
§ 48. Im Grundprotokoll (Grundbuch) werden die jedem Beteiligten zugewiesenen 
Grundstücke in einem zusammen- // [S. 225] fassenden Eintrag, ohne Verweisung auf 
frühere Einträge, aufgeführt unter Angabe der darauf haftenden Dienstbarkeiten und 
Grundlasten, sowie der nach Vorschrift des § 121 L. G. zu übertragenden 
Grundpfandrechte. Außerdem sind bei jedem Grundstück die Teilungsbeschränkungen 
des § 128 L. G., sowie die Zugehörigkeit des Grundstückes zur verbesserten 
Flureinteilung nach § 140 L. G. anzumerken. 
Die Grundbucheinträge über die zur verbesserten Flureinteilung einbezogenen 
Grundstücke sind unter Angabe des Grundes, des Datums und unter Hinweis auf den 
Eintrag über das dem Eigentümer zugewiesene neue Grundstück zu streichen (vergl. 
Art. 96 der eidg. Verordnung über das Grundbuch). 
§ 49. Der Grundbuchverwalter hat der Volkswirtschaftsdirektion zuhanden der 
Kommission für Durchführung der neuen Flureinteilung vom Vollzug der 
Umschreibungen Mitteilung zu machen. 
§ 50. Die Auflösung einer Genossenschaft zur Durchführung einer verbesserten 
Flureinteilung kann mit Genehmigung der Volkswirtschaftsdirektion stattfinden: 
1. Wenn das ganze Unternehmen vollendet und die erforderlichen Eintragungen im 

Grundbuch (§ 125 L. G.) erfolgt sind; 
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2. wenn das gemeinsame Grundeigentum versteigert, die Liquidation der 
Genossenschaft durchgeführt, der Ausweis über die Sicherstellung des zukünftigen 
Unterhalts der gemeinsamen Anlagen, sowie der Aufsicht über die Erhaltung der 
Güterzusammenlegung geleistet ist; 

3. wenn die Unterhaltungspflicht an anderen Bodenverbesserungen (Ent- und 
Bewässerungen), sowie an Graben- und Weganlagen geregelt ist (§ 42 dieser 
Verordnung). 

Von der Auflösung der Genossenschaft ist dem zuständigen Grundbuchamt zum 
Zwecke der Streichung der Anmerkung der Mitgliedschaft (§ 48 dieser Verordnung) 
Mitteilung zu machen. Die Anmerkung der Teilungsbeschränkung bleibt dagegen 
bestehen. // [S. 226] 
§ 51. Wird im Anschluß an die Verbesserung der Flureinteilung eine 
Grundbuchvermessung vorgenommen, so ist mit der Auflösung der Genossenschaft 
bis nach Vollendung des Katasterwerkes zuzuwarten. 

D. Flurwege. 
§ 52. Für die Anlage von Flurwegen finden die Bestimmungen der §§ 38, 39, 41, 43, 
44, 46 und 50 dieser Verordnung sinngemäße Anwendung. 
§ 53. Bei einer Neuanlage bestimmt die Kommission eventuell unter Zuzug eines 
Sachverständigen die Richtung und Breite des Flurweges, fertigt ein Verzeichnis der 
bei der Weganlage beteiligten Grundstücke und Besitzer an, setzt die Entschädigungen 
für die Landabtretungen fest und entwirft einen Voranschlag über die Kosten und deren 
Verteilung. 
Gegen diese Vorarbeiten kann während der Auflegung, die im Amtsblatt und in zwei 
Lokalblättern bekannt zu geben ist, innert vierzehn Tagen Einsprache erhoben werden. 
§ 54. Das Projekt für eine Flurweganlage, an deren Kosten ein Staatsbeitrag 
nachgesucht wird, kann entweder vom kantonalen kulturtechnischen Bureau oder nach 
dessen Weisungen von Privattechnikern angefertigt werden. 
§ 55. Dem Gesuche um einen Staatsbeitrag sind folgende Aktenstücke beizulegen: 
a) Statuten oder Vertrag. 
b) Situationsplan. 
c) Längen- und Querprofile, sowie Normalien. 
d) Vorlage über die Kosten, deren Verlegung und Aufbringung. 
e) Bericht. 
§ 56. Flurwege, für welche eine Staatsunterstützung beansprucht wird, müssen 
technisch richtig erstellt, mit Bekiesung und nötigenfalls mit einer Steinbettunterlage 
versehen werden. 
§ 57. An Weganlagen, die dem öffentlichen Verkehr dienen und unter das 
Straßengesetz fallen, sowie an Korrektionen, welche nicht den Charakter eigentlicher 
Neuanlagen besitzen, // [S. 227] werden keine Staatsbeiträge aus dem Kredit für 
Unterstützung von Bodenverbesserungen erteilt. 
§ 58. Werden durch die Anlegung oder Korrektion eines Flurweges von einzelnen 
Grundstücken kleine für die Bewirtschaftung unzweckmäßig geformte Teile abgetrennt, 
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so haben die Anstößer dieselben auf Wunsch der Eigentümer gegen angemessene 
Vergütung zu übernehmen. 
Im Streitfall entscheidet das Schiedsgericht sowohl über die Pflicht der Übernahme der 
Abschnitte, als auch über die Höhe der Entschädigung. 
§ 59. Der Unterhalt eines Flurweges darf nicht den Anstößern entsprechend der Länge 
der Angrenzung ihrer Grundstücke an den Weg Überbunden werden, sondern ist in 
Akkord oder Regie zu besorgen. Über Umfang und Art der Durchführung des 
Unterhaltes entscheidet die Versammlung der Grundeigentümer (§ 135 L. G.). 
§ 60. Ein Flurweg kann ganz oder teilweise aufgehoben werden, wenn ein Bedürfnis für 
den Fortbestand nicht mehr besteht. Wurde an die Weganlage ein Staatsbeitrag 
geleistet, so ist zur Aufhebung die Zustimmung der Volkswirtschaftsdirektion 
erforderlich. 
§ 61. Das Gesuch um Aufhebung eines Flurweges ist an den Gemeinderat oder an die 
Zivilvorsteherschaft zu richten; über die Aufhebung entscheidet die Versammlung der 
Wegberechtigten. Rekurse gegen deren Beschlüsse sind an den Bezirksrat zu richten. 
§ 62. Bei Aufhebung eines Flurweges wird das Weggebiet in der Regel je zur Hälfte 
den Anstößern zugeteilt. Im Streitfalle entscheidet das Schiedsgericht über die 
Zuteilung und über die Entschädigung. 

E. Bekämpfung von Schädlingen, welche die landwirtschaftliche Produktion 
bedrohen. 
§ 63. Die Volkswirtschaftsdirektion hat die Gemeinderäte beim Vorkommen pflanzlicher 
oder tierischer Schädlinge über // [S. 228] das Wesen und die Erkennung derselben 
aufzuklären und deren Bekämpfung anzuordnen. 
Die Volkswirtschaftsdirektion kann Gemeinden, sowie einzelne Betriebe, wie 
Gärtnereien, Baumschulen u. s. w., in denen gefährliche Schädlinge stark auf getreten 
sind, für verseucht erklären und die Ausfuhr von Pflanzen aus ihnen verbieten. 
Die Bekämpfungsmaßnahmen können sich auch auf Pflanzen erstrecken, die als 
Überträger von Pflanzenkrankheiten nachgewiesen sind. 
§ 64. Diese VollziehungsVerordnung tritt sofort in Kraft. 
 
Zürich, den 29. Juli 1915. 
 
Im Namen des Regierungsrates, 
Der Präsident: 
Dr. H. Ernst. 
Der Staatsschreiber: 
Paul Keller. 
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